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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesrat hat in seiner 147. Sitzung am 7. Oktober 1953 be- 
schlossen, den 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Hessischen Gesetzes zur Einführung der 
Rechtsanwaltsordnung 

gemäß Artikel 76 Abs. 1 des Grundgesetzes beim Deutschen Bundes- 
tag einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes übersende ich hiermit 
den Gesetzentwurf nebst Begründung mit der Bitte, die Beschluis- 
fassung des Bundestages herbeizuführen. 

Von der Bundesregierung werden gegen die Gesetzesvorlage keine 
Bedenken erhoben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Hessischen Gesetzes zur Einführung 
der Rechtsanwaltsordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der § 4 des Hessischen Gesetzes zur Ein- 
führung der Rechtsanwaltsordnung vom 
13. Dezember 1948 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Hessen 1949 S. 1) 
ln der Fassung des Gesetzes zur Änderung 


Der § 4 des Hessischen Gesetzes zur Einfüh- 
rung der Reditsanwaltsordnung ermächtigt 
die Landesjustizverwaltung, einen Rechts- 
anwalt von der Verpflichtung zu befreien, 
am Ort seiner Zulassung eine Kanzlei zu hal- 
ten, jedoch nicht über den 31. Dezember 
1952 hinaus. Diese Frist ist durch das Gesetz 
zur Änderung des Hessischen Gesetzes zur 
Einführung der Rechtsanwaltsordnung vom 
20. Dezember 1952 bis zum 31. Dezember 
1955 verlängert worden. 

Von dieser Ermächtigung ist ln Hessen in 
96 Fällen Gebrauch gemacht worden. Die 
Gründe, die bisher für diese Übergangsvor- 
schrift maßgebend waren, bestehen auch 
weiterhin unverändert fort. Es sind insbe- 
sondere die folgenden: 

Infolge der bestehenden Wohnungsnot ist 
es den Rechtsanwälten nicht möglicli, an 
dem Zulassungsort geeignete Kanzleiräume 
und Wohnungen zu finden. Soweit Räume 
zu beschaffen sind, ist dies meist nur gegen 
Zahlung von hohen Baukostenzuschüssen 
oder hohen Mieten möglich. Viele Rechts- 
anwälte, Insbesondere die Flüchtlinge und die 
Helmatvertriebenen, sind aber weder zur 
Aufbringung von Baukostenzuschüssen, noch 
zur Zahlung von hohen Neubaumieten in 
der Lage. 


des Hessischen Gesetzes zur Einführung der 
Rechtsanwaltsordnung vom 20. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 830) wird dahin 
geändert, daß an Stelle der Jahreszahl 1955 
die Jahreszahl 1959 tritt. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nacli seiner 
Verkündung in Kraft. 


n d u n g 

Insbesondere im Kasseler Bezirk hat sich eine 
Reihe von helmatvertriebenen Rechtsanwäl- 
ten in größeren, vom Gerichtssitz abgelegenen 
Gemeinden niedergelassen. Hierbei handelt es 
sich zum Teil um sehr betagte Rechts- 
anwälte (manche sind über 70 Jahre alt). Für 
sie würde cs eine große Härte bedeuten, 
wenn sie ihre mit vieler Mühe aufgebaute 
Praxis aufgeben und sich an dem Gerichts- 
sitz niederlassen müßten. 

Hinzu kommt, daß die Befreiung von der 
Kanzleipflicht gerade in größeren, vom Ge- 
richtssitz abgelegenen Gemeinden auch des- 
halb erfolgt Ist, um der Bevölkerung die In- 
anspruchnahme eines Rechtsanwalts und des 
Gerldits zu erleichtern. Diese Vorteile wür- 
den hinfällig, wenn die Vergünstigungen 
rückgängig gemacht würden. 

Auch der Entwurf einer Bundesrechtsanwalts- 
ordnung will nach § 41 Ausnahmen von der 
Residenzpflicht zulassen. 

Eine Fristverlängerung von vier Jahren, d. h. 
bis zum 31. Dezember 1959, dürfte aus- 
reichend sein. Die Verlängerung um ein oder 
zwei Jahre erscheint zu knapp, weil nicht zu 
übersehen ist, bis wann die Bundesrechts- 
anwaltsordnung in Kraft tritt. 
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